
 
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in 
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Tagesordnungspunkt 9 enthält den Vorschlag, die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG zu ermächtigen, bis zum 11. Mai 2020 eigene Aktien von bis zu 10 % des 
Grundkapitals zu erwerben. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird die 
Gesellschaft, nachdem die bisherige Erlaubnis am 10. Mai 2015 ausläuft, in die Lage 
versetzt, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien wieder zu nutzen, um die mit 
dem Erwerb von eigenen Aktien verbundenen Vorteile im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre zu realisieren. Diese Ermächtigung besteht in den gesetzlichen 
Grenzen des § 71 Abs. 2 AktG. 
 
Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit 
erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot (Tenderverfahren) oder 
eine Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erwerben. 
Bei diesen Varianten kann jeder verkaufswillige Aktionär entscheiden, wie viele 
Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese anbieten 
möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die nachgefragte 
Anzahl an Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote nach 
Quoten erfolgen. Hierbei soll es die Möglichkeit geben, eine bevorrechtigte Annahme 
kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück 
vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung 
der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die 
technische Abwicklung zu erleichtern. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht auch vor, dass der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats eine Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre 
vornehmen kann, wenn die erworbenen eigenen Aktien zu einem Preis veräußert 
werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 
 
Die mit der Ermächtigung eröffnete Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG dient dem Interesse der 
Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an langfristig orientierte Anleger zu 
verkaufen oder neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland zu gewinnen. Die 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, die 
sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten ohne zeit- 
und kostenaufwendige Abwicklung eines Bezugsrechts insbesondere zu einer 
schnelleren und kostengünstigeren Platzierung zu nutzen. 
 
Der Erwerb eigener Aktien soll es der Gesellschaft auf der Grundlage des 
vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses ferner ermöglichen, im Rahmen ihrer 
beabsichtigten Akquisitionspolitik flexibel und kostengünstig bei dem Erwerb von 
Unternehmen agieren zu können, um beispielsweise in bestimmten Fällen eigene 
Aktien als Gegenleistung bei Unternehmenskäufen zu verwenden. 
 
Darüber hinaus soll es der Gesellschaft ermöglicht werden, die Aktien auch zur 
Bedienung von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen zu verwenden. Es kann 
zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder 
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teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
einzusetzen. Durch die Verwendung eigener Aktien wird die Verwässerung der 
Anteile der Aktionäre, wie sie bei einem Einsatz des bedingten Kapitals eintreten 
würde, ausgeschlossen. Bei der Entscheidung darüber, ob eigene Aktien geliefert 
werden oder das bedingte Kapital ausgenutzt wird, wird der Vorstand die Interessen 
der Gesellschaft und der Aktionäre sorgfältig abwägen. 
 
Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei der 
Veräußerung der eigenen Aktien an Dritte unter Ausschluss der Aktionäre vom 
Bezugsrecht auf der Grundlage der Regelung des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
angemessen gewahrt. Die erworbenen eigenen Aktien dürfen, wenn sie in anderer 
Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre veräußert werden 
sollen, nur zu einem Preis veräußert werden, der den maßgeblichen Börsenpreis von 
Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet (vgl. Nr. 2 lit. a) der Ermächtigung). Die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft. Auf diese Höchstgrenze werden Aktien angerechnet, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung im Rahmen einer Kapitalerhöhung aus 
genehmigtem Kapital oder aus bedingtem Kapital unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben wurden. Diese Anrechnung geschieht im Interesse der 
Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung.  
 
Kassel, im März 2015 
 
Der Vorstand der K+S Aktiengesellschaft 

 
 
 

Steiner Lohr Nöcker Radmacher Roberts 
 
 

  


